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Vorwort zur zweiten Aufl age

„Betreuung“ und „Unterbringung“ kommen nicht zur Ruhe. Dies gilt auch 
für ihr Verfahrensrecht.

Ursachen sind nicht nur demographische, soziale und wirt schaft li che Rah-
menbedingungen. Aktuell prägend wirkt weit mehr die Überlagerung von 
Reformansätzen. Die Umsetzung des 2. Be treu ungs rechtsänderungsgesetzes 
ist noch nicht verarbeitet, gleichwohl steht das Betreuungs- und Unterbrin-
gungsverfahren vor der nächsten großen Umstrukturierung.

Gemeint ist neben der am 1. September 2009 in Kraft tretenden gesetz-
lichen Regelung des Rechts der Patientenverfügungen durch das 3. Betreu-
ungsrechtsänderungsgesetz vor allem das neue „Gesetz über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit“ (FamFG), ein Gesetz, das ebenfalls ab dem 1. September 2009 nach 
und nach das alte FGG ablösen wird. Wie schon der Name zeigt, kam der 
Reformanstoß von außen. Eine derart intendierte Gesamtkodifi kation kann 
für das System des Betreuungs- und Unterbringungsverfahrens zu Span-
nungen führen.

Diese zu vermindern und zugleich den Umstieg vom FGG auf das FamFG 
zu erleichtern, ist vor allem Ziel dieser Neuaufl age. Deshalb und angesichts 
der Parallelgeltung beider Verfahrensordnungen noch für geraume Zeit wer-
den neues und altes Recht möglichst einander gegenüber gestellt. Wie schon 
mit der Voraufl age wird ein Verständnis des Verfahrensrechts als System in 
Abhängigkeit vom materiellen Recht und gesellschaftlichen Wirkungsbe-
dingungen angestrebt.

Für eilige Leser empfi ehlt sich ein erster Überblick über die für das Be-
treuungs- und Unterbringungsverfahren bedeutsamen Neuregelungen des 
FamFG unter Abschnitt D. Literatur wurde in einer Auswahl be rücksichtigt. 
Rechtsprechung wurde bis Juni 2009 ausgewertet. Im Anhang sind die wich-
tigsten aktuellen Vorschriften des Verfahrens- und Vergütungsrechts aus-
zugsweise abgedruckt. Anregungen und Ver bes serungsvorschläge nehme 
ich gerne entgegen.

Schleswig, im Juli 2009                                                      Martin Probst
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Vorwort zur ersten Aufl age

„Hilfe statt Bevormundung“ versprachen das 1992 in Kraft ge tre tene Betreu-
ungsrecht und das gleichzeitig reformierte Unterbringungsverfahrensrecht. 

Ob ein derartiges Versprechen eingehalten werden kann, hängt von vielen 
Faktoren ab: von der Akzeptanz Schwächerer durch Staat und Gesellschaft 
sowie den richtigen Grundentscheidungen des materiellen Betreuungs- und 
Unterbringungsrechts, von der notwendigen sozialen Infrastruktur und den 
notwendigen fi nanziellen Ressourcen, von der richtigen Schulung und In-
tention der Rechtsanwender, aber auch von einem Verfahrensrecht, das den 
Schwächeren achtet und es überhaupt erst ermöglicht, zu sachgerechten Ent-
scheidungen zu gelangen. Ergebnis der sozialen Dynamik von Betreuungs- 
und Unterbringungsrecht ist es, dass – obgleich Bestandteil des Verfahrens 
der Freiwilligen Gerichtsbarkeit – zwischenzeitlich von einem eigenständi-
gen Recht des Betreuungs- und Unterbringungsverfahrens gesprochen wer-
den kann. 

Dessen konzentrierte Darstellung steht im Zentrum dieses Buches, das sich 
gleichermaßen an Richterinnen und Richter, Rechtspfl egerinnen und Rechts-
pfl eger, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte richtet wie an Lehrende und 
Studierende in Universitäten und Fachhochschulen, an Betreuerinnen und 
Betreuer, an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Betreuungsbehörden, Be-
treuungsvereinen, Gesundheitsbehörden und Kliniken sowie an rechtlich in-
teressierte Laien. Neben der Darstellung der verfahrensrechtlichen Struktu-
ren, Rechte, Situationen und – auch praktischen – Fragen nicht vergessen 
werden jedoch die notwendigen Bezüge zum materiellen Recht sowie die 
Einordnung des geltenden Rechts in die rechtspolitische Entwicklung.

Insoweit beruht die Darstellung zum Teil auch auf Erfahrungen, die der 
Verfasser in einem Landesjustizministerium bei Begleitung und Umsetzung 
des (ersten) Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 1998 und noch bei Kons-
tituierung der zur Vorbereitung des 2. Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 
eingerichteten Bund-Länder-Arbeitsgruppe Betreuungsrecht sammeln konn-
te. Ziel ist deshalb auch, den zumeist nur in bestimmten Segmenten des Be-
treuungs- oder Unterbringungsverfahrens tätigen Rechtsanwendern einen 
stärker konzeptionellen Blick auf die Gesamtheit des Betreuungs- und Un-
terbringungswesens zu ermöglichen und damit einen Blick auf die Rahmen-
bedingungen rechtlicher Entscheidungen.

Die Darstellung berücksichtigt bereits die durch das 2. Betreuungsrechts-
änderungsgesetz eingetretenen Rechtsänderungen. Für eilige Leser emp-



  7

fi ehlt sich insoweit der erste Überblick unter Abschnitt D. Die Diskussion 
um ein sich auf die Wahrung der Patientenautonomie konzentrierendes wei-
teres Betreuungsrechtsänderungsgesetz wird gestreift.

Literatur wurde in einer Auswahl berücksichtigt. Rechtsprechung – insbe-
sondere auch diejenige des künftig leider fortfallenden Bayerischen Obers-
ten Landesgerichts – wurde bis April 2005 ausgewertet. Im Anhang sind 
die wichtigsten aktuellen Vorschriften des Verfahrens- und Vergütungsrechts 
auszugsweise abgedruckt. Anregungen und Verbesserungsvorschläge nehme 
ich gerne entgegen.

Schleswig, im Mai 2005                                                      Martin Probst

Vorwort
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